
n -6Cfot1 der Beilagen zu den Stenographischen Protokollen 
des Nationalrates XVIII. Gesetzgebungsperiode 

Republik Österreich 
DER BUNDESKANZLER 

Zl. 353.110/91-I/6/92 

Herrn 
Präsidenten des Nationalrats 
Dr. Heinz FISCHER 

Parlament 
1017 W ie n 

A-1014 Wien, Ballhausplatz 2 
Tel. (0222) 531 15/0 
DVR: 0000019 

22. Juli 1992 

30~3 lAB 

1992 -07- 22 
zu SOQA IJ 

Die Abgeordneten zum Nationalrat Böhacker, Haigermoser haben am 
4. Juni 1992 unter der Nr. 3091/J an mich eine schriftliche 
parlamentarische Anfrage betreffend Presse förderung gerichtet, 
die folgenden Wortlaut hat: 

"1. Wie sehen die genauen Richtlinien des Presseförderungsge­
setzes von 1985 aus? 

2. Welchen Zweck verfolgt eine derartige Förderung, wenn das 
betreffende Druckwerk - in diesem Fall die OIAZ" - trotz der 
finanziellen Förderung nicht überlebt? 

3. Wurde bei der Förderung der "AZ" eine mögliche Einstellung 
im laufenden Geschäftsjahr in Betracht gezogen? 

4. Gibt es Zeitungen (Tages- oder Wochenzeitungen), die bei 
Einstellung im laufenden Geschäftsjahr keine Presseförde­
rung mehr erhalten haben?" 

Diese Anfrage beantworte ich wie folgt: 
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Zu Frage 1; 

Die "genauen Richtlinien des Presseförderungsgesetzes von 1985" 
sind der als Beilage angeschlossenen Kopie des Gesetzestextes 
und der von der Kommission gemäß § 4 Abs. 3 des Presseförde­
rungsgesetzes 1985 erlassenen "Richtlinien für die Förderung 
von Tages- und Wochenzeitungen gemäß dem Presseförderungsgesetz 
1985" zu entnehmen. 

Zu Frage. 2: 

Der "Zweck" der presseförderung ist dem Text des Presseförde­
rungsgesetzes 1985 und verschiedenen parlamentarischen 
Materialien zu entnehmen, etwa der Regierungsvorlage 1597 
BlgNR 13. GP und dem Initiativantrag Nro 118/A der Abg. MARSCH, 
Dr. GRAFF, GRABHER-MEYER und Genossen vom 28. November 1984, 
II-2061 BlgNR 16. GP. 

Im übrigen ist die Entscheidung über die Weiterführung oder 
Einstellung einer Zeitung eine unternehmerische und damit dem 
Medieninhaber (Verleger) überlassen. 

Schließlich ist noch darauf hinzuweisen, daß die Förderung bei 
Vorliegen der gesetzlichen Voraussetzungen - zu denen die Über­
lebensfähigkeit nicht gehört - zu gewähren ist. 

Zu Frage 3: 

Zu dieser Frage wird angemerkt, daß sich die Antwort bereits 
aus der Beantwortung der parlamentarischen Anfrage Nr. 2237/J 
vom 22. Jänner 1992 ergibt: Damals wurde mitgeteilt, daß die 
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Tageszeitung "AZ" für die Zeit ihres tatsächlichen Erscheinens 
vom 1. Jänner bis Ende Oktober 1991 Förderungsbeträge gemäß den 
Abschnitten I und II des Presseförderungsgesetzes 1985 erhalten 
hat. Daraus ergibt sich, daß die - nicht nur mögliche, sondern 
tatsächliche - Einstellung der AZ im Jahre 1991 in der Form 
berücksichtigt wurde, daß die der AZ qebührende Förderung um 
die auf die Zeit des Nichterscheinens entfallenden Beträge 
gekürzt wurde. 

Zu Frage 4: 

Bisher wurde nur in einem Fall das Ansuchen einer während eines 
Kalenderjahres eingestellten Zeitung abgelehnt. Der Ablehnungs­
grund ergab sich allerdings nicht aus dem Umstand der Einstel­
lung dieser Zeitung, sondern daraus, daß die Zeitung während 
der Zeit des Erscheinens nicht alle der in § 2 Abs. 1 des 
Presseförderungsgesetzes 1985 normierten Förderungsvoraus­
setzungen erfüllt hatte. 
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PiU6döudeBWIgsseoclOl !l9as 

ABSCHNrITl 

ADacmcine lFardcBUllß 

(BGBI. NT. 5J6/1964, An. J Z 6) 

~ 8. Der Bund hat die öSlerreichischen T 8ges~ 
yJld Wochenzeitungen durch finanzielle Zuwen-
4uJIgen zu fördern, um die &n Zeitungen entste­
henden Konenbdanungen bei NachricbtenUber­
sÜwung und VeRrieb uilweise zu decken. 

$ 1. (l) förderungsmillCl sind nach Maßgabe 
dieses BundesgesclZCS und der im Bundesfinanzge­
CClZ vorgesehene .. Miucl Verlegern lYon Tage,­
oder Wochenzeitungen auf deren Verlangen :tu 
~ähren, rofern diese periodischen Druchschrif­
"" die folgende .. Vorausscuuogen erfullen: 

I. Sie mUssen auf Grund ihres Inhaltes uber den 
Kreis der reinen Fachpresse hinausreichen 
sowie vorwiegend der politischen. allgemein 
win.schaftlichen oder kultureUen Information 
und Meinungdlildung dienen und durfen 
weder Kundenuiuchriflen noch Presseor­
gane von Inleressenverlretungen sein; 

2. sie durfen nicht nur von lokalcm Inlercsse 
sein und mOUen eine Verbreitung und Bedeu­
tung :tuminelen in einem Bundesland aufwei­
sen; 

l. sie mUssen in Önem:ich verlegt und herge­
mUt werden. 

4. sie müssen zuminden 50mal jllhrlich enchei­
nen rowie zum größeren Teil der Außage in 
ÖSlerreich, vorwiegend im freien \· ... kauf 
oder im Abonoemen!bezug, erhaldiclo 0"10; 

5. sie mUssen bei lEinbriogung des Ansuchens auf 
ZUleiJung von förderungsmiucln seit einem 
Jahr rcgelmllßig encheinen und in dieser Zeit 
die Vorawseuungen fUr die Förderung erfullt 
haben; 

6. Wochenzeitungen müuen nachprüfbar eine 
verkaum Außage von mindeslens 5 000 StUck 
je Nummer, Tageszeitungen von 
10 000 StOck je Nummer aufweisen und min­
deslens zwei bzw. drei haup!beruflich atige 
JournaliSICO bcschl!ftigen. 

(2) Die Vonllweuungen des Abs. I Z 6 entfallen 
flä Drucluchrimn,die in der Sprache einer in 
Österreich kbenden Volksgruppe öSlerreichischer 
Swubarger nichtdeuucher SprachzugehOrigkeil 
huausgegeben werden, sofern diese Druduchrimn 
du Forderung und Erhaltung dieser Volksgruppe 
dieDen. 

(:)) Nichl nuf Get'Jinn ;crichlCleß Vereinigun­
gen, deren Haupaaufgabe die Vernnutallung oder 
Durchfuhrung von Presse!r.onferenzeo iut und die 
hiefur VOn JqlrllSleßtaUver &deutung sind. kOnnen 
lFördcrungsmiuel bill xu dem für WodICnaeitungen 
eebenden H6cLstausmaß (§ 5 Abs. B) eewahn 1Yer­
de~ Die Minel zur förderung wlchel Vereinigun­
/:Cn dürfen jedoch BnSsesamK l,6vH der im Bun· 
desfinanzseaeu 'Jorgeschenen Minel Blicht überslCi­
gen.lDie Ilefördenen Vereinigungen Ihaben ober die 
widmungsgeml!lße Verwendung deu 1F6rderungsmit. 
\Jel I%enaue Aufzeichnungen xu fahren und diese 
innerhalb der ersten drei Monale den auf die Zutei· 
lung der Förduungsmillel folgenden Kalenderjah­
res dem Bundeshanzleramt xu obennineln. 

(4) Vereinigungen, deren HauJl'llufgabe die 
berufibegleilende AUG- und Fonbildung von jour­
nalinischen Mitarbeilem öflerreichischer Medien­
unlCrnehmen ist und die ruefür von rcprlbentaUver 
Bedeutuns sind, Ilönnen FörderungsmitIeI bis zu 
dem fur drei Wochenzeitungen geltenden Hochst­
ausmaß (§ 5 Abs. B) I:ewllhn wedcn, sofern sich 
biefur aße ßeml!lß $ <I Abs. ) Z I lit. bund c beslell­
len Milglieder der KommisSion oussprechen und 
diese Vereinigungen folgende Vorausscuungen 
erfollen: 

n.· Sie dorfen nichl nuf <Jet;.inn gerichlet s~in; 
2. ihre AUII- und lFonbildunßsmaLahmen haben 

sich vorwiegend aufolejeni):ee MitarbeileI zu 
beschranken, die ab Angemllte eines öSlenei­
chischen Medienunternehmellll journalislisch 
tt1!ug nind odeU' ihre joumali!Wche T!ltigkeit 
IlIl!ndiß und nicht bloß als trinschaftlich unbe­
deulende Nebent.edaftigunrg ausoben. 

Die MitleD zur Förderung solcher Vereinigungen 
durfen jedoch insgesamt 4,) vH der im Bundesfi­
!,onzgeseu vorgesc;henen Mittel nicht obersICigen. 
Die J6efordenen Vereinigungen Ylabcn aber die, 
widmungsgemllße Verwendung der Förderunglimi,­
tel Genaue Aufzeichnungen Ru fuhren und diese 
innuLalb der enten drei Monate c!les auf die ZUlei· 
lung der ForderungsmineJ folgenden Kalenderjah­
reG dem Bundeskanzleramt zu obmniucln. (BGB/. 
Nr. 819/1960. An. J Z I) 

$ J). Ansuchen um Zuteilung von lFörderungsOlit. 
scln sind innerhalb der mlen drei Monale eines 
Kalenderjahres beim Bundeshnzleramt einzubrin­
gen. Pas Begehren LaI die lErfnllung der Voraus· 
seuuögen fOr die Förderung darzulegen; ihm sind 
die Bescheinigungen anzuschließen. nach denen 
sich gell\:l8 $ $ Ahn. I die FOrderung zu richlen hat. I 

~ 4. (I) Die Bcschlußfassung aber die ZUleilung 
von IFörderungsmitleln nach diesem Bundesgcsecx 
oblie" der Bundesregierung. 

(2) Beabsichtigt die Bundesregierung, einem 
Ansuchen mangels Vorliegens der in diesem Bun­
desgesetZ genannlen Vorausscuungen nicht oder 
nicht voll ZI4 enuprechen, 50 hat der Bundes!r.ander 
vor der BcllChlu8fa&$ung ein GutachteR der Kom­
mission "emaß Abs. :) dartlber einzuholen, ob die 
Vorau9seuungen flir die FOrderun; vorliegen, und 
der BundesregierunrJ das Gutacbten vorzulesen. 

(l) Die Kommission, der die Erstattung von Cua­
Ilchlen gemaß Abs. 2 obliegt, beflehe aus sieben 
Mi"liedern. die 'elie folgt zu berufcn sind: 

n. Je zwei Mi"lieder sind 
a) vom Bundeskanzler 
b) vom Verbatld österrcichische .. Zeitunßll­

herausgeber und Zeitungsverleger 
c) von der far die journalistischen Mitarbei­

ter 'Jon Tages- und Wochenuitungean 
zustl!ndigcn Gcwerluchaft 

für die Dauu von zwei Jahren :tu beilelkn. 
2. DiefC sechs Mitglieder haben sich binnCIII 

einer Woche auf einen Vonitundeo zu eini­
'~D. widrigenfalls dieser vom Präsidium dti 
OSlecreichischen Rech153nwal15hmmenagti 
($ 42 der R.echtsanwaluordnung, RCBL . 
Nr. 96/111611, in der Fassung des Bundesgesea­
xcs BGBL Nr.570/1971) binnen 'eleiteru 
zwei Wochen zu besUmmen ist. 

). Pie Kommil1sion kann ihren Beratungen AUll­
kunfuperroncn beiziehen. 

(4) Die Kommission hat das Cutachlen binßClll 
a«bs Wochcn nZleh ihrer BefalllUng durch delJl) 
Bundewnzkr zu ematlen. !Es hai auch die Mei­
nung derjenigen Mitglieder wiederzugeben, defa 
J{uf(auung in der Minduheit geblieben iut. 

(5) Wenn es die Kommission einstimmig emp­
flthk, hann einem Verleger einer pcriodischCIIII 
Drucluchrift auch ein niedrigerer FOrderungsbe­
mg gewlhn werden, als sich nach S S ert,tebe!m 
wurde. 

i 5. (I) Die forderungsmillelwerden den Verle­
gem der einzelnen zu fördernden pcriodischel& 
Drucluchrimn unter BcrUcksichugung der im Bun­
dafinanzgcseu fOe diesen Zweclt vorgesehenen 
MiucJ sowie der folgenden Grundsllut :tuseaeik: 

n. 60 vH der biefur im Bundcsfinanzgescu. vor­
gesehenen Miucl werden ußlCr BeraclWmd­
gung der Hohe.der JahresumsaltZAeucr verge-

ben, die sich fUr die betreffende periodische 
Druckschrift aus dem nach dem Endverll.auf». 
preis berechnelen Venriebserloo im vergange· 
nen Kalenderjahr ergeben hallt; (BGBL 
NT. 119/1960, An. J Z 2) 

2. 20 vM der hiefae im Bundesfananzgeseu vor. 
gesehenen Millcl werden unler BerU.:ksichü. 
gung der Hohe der fUr die Beförderung der 
betreffenden Druckschrift durch die Pon im 
vergangenen Kalenderjahr aufge .. endelea 
Zahlungen (Beforderungsgebalu- und Zu. 
Il4:hlag zur Beforderungsgebulu- fUr Samul1ß' 
nummern einer Tageszeitung) vergeben; 

3. 20 vI-!! der im Bundesfananzgeseu vorgesehe. 
nen MilIeI werden unler BerUchsichligun, 
der Hohe der vom Verlag für die betreffende 
Druckschrift im vergangenen Kalenderjahr 
aufgewendeten Zahlungen fUr Telefon und 
Femscl.reibgebühren vergeben; (BGBL 
NT. 189//960, Art. J Z J) 

4. der FOrderungsbetrag fUr eine Tageneilunll 
darf jed~h S vH und fur eine Wochenzei. 
lun@vH der fUr diesen Zweck im Bundes. 
fananzgeseu vorgesehenen Millel nit:ht uber. 
migen. (BGBI. NI'. 119/1980, An. J Z 4) 

(2). Kopfbläuer, MUlationen sowie andere 
DrucluchrifleD, die von demselben Verleger oder 
Herausgeber unter dem gleichen Namen oder 
unler einem nur durch eine regionale BezeichnunG 
abweichenden Namen herausgebracht oder über­
wiegend von derselben Redaluion genalsel werden, 
sind nicht gesonden zu fördern; die vom Verleger 
hidor aufgewendeten Zahlungen im Sinne des 
Abs. I lind vielmehr - rofern hiefur eine Förde­
runs begchn tyird - bei der Bercchnun; des For. 
derungsheU'ageo fUr du Stammblau zu berUcksich. 
tigen. 

(l) Werden von einem Verleger mehrere Tagts. 
oder Wochenzeilungen verlegt, die jede fUr sich die 
Vorausseuungen fUr eine Förderung erfüllen wOr­
den, so ist de" zweilhöchne ForJerullgsbelrag 
t,temäß Ab,. a um 20 vH, der driuhOchste FOrde. 
rungsbeua; um <10 vH, der vienh0.:h3u um 60 vM 
usw. zu !tOrzen. 

(4) Sollte der Gesamtbetrag der nach den Abi. B 
bis l erremneten Förderungobetr3ge die Hohe du 
im Bundesfan2lnzgesetz vorgesehenen MilIeI Über. 
migen, so sind in dem betreffenden Jahr alle FOr. 
derungsbeträge in t,tleicher Weise 8Rleibml!6ig zu 
!l.Onen. 
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ABSO!Nff'f 11 

(BGBI. NT. 5J1J1l91H. An. 8 Z 2) 

Iil:oodcR lF6~ß mar ~ ckIr Mechr.-
11C:8fok 

1)6. (I) Unbesc:hadet der Förderuna nach 
Abschniu i, hat der Bund durch eine benondere 
förderung llemaß diesem Abschniu zur Erhaluml 
dtr Medienviellalt in dcn Bundeslandern beizuua­
Ben. Diene besondere FOrderung besteht in finan­
mUen Zut:lendupgen den Bunden an Tagesuium-

gfll ein6chlidllicb Kopfbll!uer mit besonderer 
fttdeutung mr die poliusc:he Meinungs- und Wal­
kosbildung, ,denen jedoch keine marlubeherr­
edlende SteUung zukommt. 

(2) Ober die besondere Forderung beschließt die 
Bunde$fegicrung; gic hai zuvor ein Gutaehten der 
ltommission gemaß § 4 Abs. 3 einzuholen. 

~ 7. (I) Die Kommission hat uOler BCrOduicbli­
GUng der Zahl der eingelangten AnUäße und der 
lIIr diesen Zweck im Bundesfmanzgesctz vorgese­
henen Minel ein Guoocen ober die einzelnen FOr. 
dtrungswe~ zu erntatten. 

(2) Die FörderungswOrdiglteil liegt vor. sofern 
folgende VOr2lussetzungen erfuUt werden: 

I. Die zu fordernde Zeitung muß eine Tageszei­
tung mit besonderer Bedeutung fUr die polili­
sc:he Meinungs- und Willensbildung in minde­
scens einem Bunde~land nein; diese liegt 
jedenfalls dann vor, wenn die verbreilClC Auf­
lage mindcscens 1 vH der Bcvölkerungszabi 
de$ jeweiligen Bundeslandes ubernc:breilCL 

2. Die zu fordernde Zeitung muß fUr ihren ce­
dakuooeUen Teil Uberniegend hauptberußich 
tätige Journaliscen beschäftigen. 

3. Die zu fordernde Zeitung darf keine PW'1ube­
hernchende Stellung einnehmen. Eine lOlche 
liegt jedenfalls dann vor, wenn die verbreicete 
Auflage in einem Bundesland IS vH oder im 
gesamten Bundcsgebiet S vH der jeweiligen 
Bevolkerungszahl uberschreitct. 

<I. Eine Zeitung ist nicht fOrderungsw1lrdis. 
wenn ihr Herausgeber oder Verleger. auch 
Annonunzei16chriften in einem im Vergleich 
zum jlllutichen Seitenumfang dei' zu fOrdern, 
den Zeitung bedeutenden Seicenumfang her­
ausgibt; lXIeichen gilt, tyenn ein tyiruchllftli­
d\e$ 001:1 OI1&IlN$aum'bCM'b NIlM\lf.lhl!.lUlÜ 
zum Herausgeber odel Verleser solcher 
Annonccnzeiuc:briften besceht. 

5. Der Verbufspreis der zu fordernden Zeitung 
darf von jenem vergleichbuer T ageszeitun­
cen nicht erheblich abweichen. 

6. Eine Zeitull!t ina nicht fOrderungswUrdig, 
wenn mehr als 20 vH ihren jährlichen Seiten­
umfanses 11113 Anzeigen besteht. 

(3) Die Kommission bat in ihr GutachlCn Vor­
neblIge ober die Hohe der einem Forderungswer­
her zuzuerhtnnenden Forderungsbeullße aufzu­
llehmen. ~ lForderungsbeu!lge bencehen Ilun 
einem Grund- und einem Zusaubeullg und sind 
auf der Grundlage der für diesen Zwec!! im Bun­
desfinanzgescu vorgesehenen Mittel wie folgt zu 
berechnen: 

I. SO vH der biefur im Bundesfinanzgcseu vor­
,esehenen Minel sind in der Form auf die 
fOrderungswerbcr zu verteilen, daß jede zu 
fOrdernde Zeitung einen gleich hohen Grund­
bc:uag, Kopfblatter jedoch nur die Hälfte die­
ses Grundbeuages uhalten. 

2. SO wH der hiefur im Bundesfinllnzgeseu vor­
gesehenen Minel Bind in der Form auf die 
lFörderungswerbcr zu verteilen, daß !Ur jeden 
Forderun/&swerbcr ein Zusatzbetrag zu 
berechnen iSt, der fUr jedes Bundesland, Eur 
das um förderung ·ange5uchl wird, auf Grund 
der verbreiteten Auflllge der zu §ordern~en· 
Zeitung und der Zahl der im Vorjahr redak­
lioneU ;CStaIteten Seiten bestimmt wird. Die 
innerhalb eines Bundeslandes muuerten, re­
da!tuoneU gCStalteten Seiten sind dabei geson­
den zu berücksidlugen. 

(4) Keine fOrderung gemäß Abn. 3 Z 2 gebUhn 
dem fOrdenangsweroer fUr Bundesländer, in denen 
die verbreicece Auflage 101lH der Bevolkerungs­
aabl llber- oda:r I vH untenchreitet. 

$ O. Ansuchen auf besondere Forderung sind 
innerhllib der ers&cn drei Monate eines t(alcnder­
jahren beim Bundeskanzleramt einzubringen. Das 
Begehren hat die Erfullung der VoraussclZungen 
fUr die be$C)ndere forderung darzulegc:a; ihm sind 
alle zu seiner Beuneilung erforderlichen Unterla­
gen anzuschließen. 

ABSCHNI1T 111 

(BGBL NT. 5J8/1984, An. I Z J) 

~ I'l. (I) Mit der Vollziehung dieses Bu~desgesct­
lteß ~\ die ßundesrq1auDS beua\ll. 

(2) 1I'0r die Vorbereitung und Durchfuhrung der 
Beschlusse der Bundesregierung ist der Bundes­
bnzler :tuSländis. 

(BGBI. NT. 5JI111984, An. I Z J) 
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Beilage 

Richtlinien für die Förderung von Tages- und Wochenzeitungen 

gemäß dem Presseförderungsgesetz 1985 

I. Presseförderung I 

1. Zu § 2 Abs. 1 Z 2 PFG: 

Erscheint die Verbreitung einer Wochenzeitung "in zumindest 

einern Bundesland" nach der Vorprüfung durch die 

Geschäftsstelle oder der Hauptprüfung durch die Kommission 

fraglich, so wird die Geschäftsstelle ergänzende Unterlagen 

(z.B. Angaben über den Kreis der Abonnenten und die 

belieferten VerschleißsteIlen) anfordern. Bleiben aufgrund 

dieser Unterlagen Zweifel an der Verbreitung in zumindest 

einem Bundesland bestehen, so wird die Kommission gemäß § 4 

Abs. 5 eine Kürzung des Förderungsbetrages empfehlen. 

Von den dieser Fallgruppe bisher zugerechneten 

Wochenzeitungen werden die ergänzenden Unterlagen bereits 

anläßlich der Versendung der Antragsformulare angefordert! 

20 Zu § 2 Abs. 1 Z 4 PFG: 

Doppelnummern müssen als solche erkennbar sein: Sie müssen 

daher als solche gekennzeichnet sein und einen deutlich 

stärkeren Umfang als eine normale Nummer aufweisen. Im Falle 

von Doppelnummern ist jedoch die Voraussetzung, daß 

periodische Druckschriften "zumindest 50mal jährlich 

erscheinen" müssen, nur dann erfüllt, wenn von insgesamt 

mindestens 50 Nummern pro Jahr höchstens zwei Doppelnummern 

sind (d.h. 46 Einzel- und 2 Doppelnummern). 

Von der in Österreich verbreiteten Auflage muß mindestens 
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die Hälfte im freien Verkauf oder im Abonnementbezug 

erhältlich sein. 

3. Zu § 2 Abs. I Z 6 PFG: 

Als "hauptberuflich tätige Journalisten" gelten die 

Mitarbeiter österreichischer Medienunternehmen, die als 

Angestellte journalistisch tätig sind oder ihre 

journalistische Tätigkeit ständig und nicht bloß als 

wirtschaftlich unbedeutende Nebenschäftigung ausüben 

(vgl. § 2 Abs. 4 Z 2 PFG). 

In Zweifelsfällen sind folgende Nachweise anzufordern: 

a) Sozialversicherungsnachweis 

b) Anstellungsnachweis, Nachweis der Geltendmachung des 

Absetzbetrages für Journalisten (Vorlage der 

Lohnsteuerkarte bzw. Einkommenssteuererklärung) 

und/oder der vom Verleger zu erbringende Nachweis, daß 

der journalistische Mitarbeiter im Jahresdurchschnitt 

mindestens S 6.000,-- monatlich bei dieser 

periodischen Druckschrift verdient. 

4. Zu § 2 Abs. 3 und 4 PFG: 

Presseklubs müssen ein Mindestmaß an 

Öffentlichkeitskontakten in Form von Pressekonferenzen 

und/oder Pressegesprächen, die nicht Werbezwecken dienen, 

nachweisen. Als zahlenmäßiger, jedoch nicht streng 

auszulegender Richtwert sind 10 derartige Veranstaltungen 

pro Jahr anzusehen. 

Außerdem muß der Presseklub zumindest in einem Bundesland 

von repräsentativer Bedeutung sein: dies wird unter 

sinngemäßer Anwendung des § 2 Abs. 1 Z 2 PFG beurteilt. 
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Journalistenausbildungsinstitutionen müssen die 

Berufsbezogenheit ihrer Aus- und 

Fortbildungsveranstaltungen nachweisen. Der von ihnen 

gemäß § 2 Abs. 4 PFG zu übermittelnde Tätigkeitsnachweis 

hat jedenfalls Titel und Programm der Veranstaltungen 

sowie die jeweilige Teilnehmerzahl zu enthalten. 
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11. Presseförderung 11 

1. Zu § 7 Abs. 2 Z 6 PFG .: 

Nur bezahlte, nicht jedoch unentgeltliche Anzeigen 

schließen die Förderungswürdigkeit im Sinne dieser 

Bestimmung aus. 

2. Zu § 7 Abs. 3 Z 2 PFG: 

Bei der Berechnung des Zusatzbetrages wird 

ausschließlich auf das Format abgestellt, da bis auf 

"Die Presse" alle österreichischen Tageszeitungen 

entweder im Berliner oder im Halbberliner Format 

erscheinen, die Satzspiegel aber zB unterschiedlich 

sind. 

3. Definitionen: 

a) "Kopfblätter" : 

Kopfblätter sind Ausgaben, die dur~h einen eigenen, 

meist regionale Bezüge herstellenden Titelkopf 

gekennzeichnet sind und die auch über eine eigene 

regionale Redaktion verfügen. 

Weiters muß ihr redaktioneller Teil im Umfang von 

mindestens 250 Kleinberliner Seiten pro Jahr 

abweichend vom Stammblatt gestaltet sein. Dabei 

genügen Abweichungen, die bloß durch andersgearteten 

Umbruch oder ähnliches entstehen, nicht. 

Bei der Beurteilung als Kopfblatt oder als 

wirtschaftlich selbständige Zeitung ist im 

Einzelfall das wirtschaftliche und journalistische 

Naheverhältnis zu der als Stammblatt in Frage 

kommenden Tageszeitung zu berücksichtigen. 
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b) "Mutationen": 

Mutationen sind Ausgaben, die weder als Kopfblatt 

noch als wirtschaftlich selbständige Zeitung zu 

qualifizieren sindo 

c) "Annoncenzei tschri ften I~: 

Der Begriff "Annoncenzeitschrift" ist mit dem 

branchenüblichen Begriff "Anzeigenblatt" 

gleichzusetzeno Überwiegend aus Anzeigen und 

bezahlten Beiträgen bestehend, wird das 

Anzeigenblatt vorwiegend gratis abgegeben • 

3023/AB XVIII. GP - Anfragebeantwortung  (gescanntes Original)10 von 10

www.parlament.gv.at




